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EineHiobsbotschaft
fürwen?
Hiobsbotschaft: Roger Federer
kehrt erst im Sommer in den
Tenniszirkus zurück
Ausgabe vom 18. November

WasRoger Federer sagt, dünkt
mich durchaus vernünftig.
Wenn er aufgrund seiner
physischen undmentalen
Situation entscheiden sollte,
nächstes Jahr nicht amTurnier
inWimbledon teilzunehmen,
wird er sicher das Richtige für
sich tun. Sobald aber ich damit
beginne, solcheNachrichten
alsHiobsbotschaften zu be-
trachten, wird es fürmich das
Richtige sein,meinen Thera-
peuten häufiger zu konsultie-
ren.
Salvador Fontanilles, Bubendorf

DerBundesrat
erhältkeine
Vollmachtbis2031
Diverse Artikel und Leserbriefe
zur Abstimmung über das
Covid-19-Gesetz

In Leserbriefen vonGegnern
des Covid-19-Gesetzes wird
immer wieder behauptet, das
Gesetz werde demBundesrat
bis 2031 Vollmachten übertra-
gen. Als Jurist ärgertmich
diese falsche Angabe beson-
ders. Ein Blick in die Schluss-
bestimmungen des Gesetzes,
die auf der letzten Seite des
Abstimmungsbüchleins und
natürlich im Internet zu finden
sind, zeigt, dass diemeisten
Bestimmungen des Gesetzes,
über die am 28. November
abgestimmtwird, bis zum 31.
Dezember 2021 gelten. Einige
Artikel treten am 31. Dezem-
ber 2022 ausser Kraft, einer
am 31. Dezember 2023, einer
am 30. April 2022. Gewisse
Vorschriften gelten bereits
nichtmehr. ImCovid-19-Ge-
setz vom 25. September 2020,
das in der Volksabstimmung
vom 13. Juni 2021 angenom-
menworden ist, sind zwei
Schlussbestimmungen enthal-
ten, welche die Geltungsdauer
von zwei Bestimmungen bis
zum 31. Dezember 2031
verlängern. Sie sind aber
bereits geltendes Recht; über
sie stimmenwir nichtmehr ab.
Sie betreffen zudem keine
«Vollmachten» des Bundesra-
tes, sondern betreffen die
Mitwirkung des Parlamentes
bei den Beschlüssen des
Bundesrates und die Zusam-
menarbeit von Bund und

Kantonen (Art. 1 Abs. 4 – 6)
sowie eine Anzeigepflicht im
Zusammenhangmit Konkur-
sen (Art. 9 Buchstabe c). Es
geht also am 28. November
keineswegs darum, ein jahr-
zehntelanges Vollmachtenre-
gime des Bundesrates zu
begründen!
Prof. em. Dr. iur. GeorgMüller,
ErlinsbachAG

Wirstanden
Schlangefür
denImpfstoff
Die Fallzahlen steigen und
steigen und es gibt immer noch
viele ungläubige Impfgegner in
unseren Breitengraden.Haben
die Super-Trychler dasGefühl,
dass das Virus vor der Schwei-
zer Grenze einenHalt einlegt?
Wie viel wollenwir unseren
Spitälern noch zumuten? Es ist
auch nachzulesen in der bz
vomMittwoch, dass dieses
Gesetz das Volk und Familien
spaltet. Dies stimmt insofern,
weil die Ungeimpften derart
Radaumachen und gegen jene
hetzen, die sich für die Imp-
fung entschieden haben und
dadurch einen Beitrag leisten,
um endlich aus der Pandemie
zu kommen.Wo bleibt denn da
die berühmte Solidarität in
diesem schönen Land?Uns
geht es ja allen zu gut, wir
haben alles, was dasHerz
begehrt, inklusive Impfstoffe.
Ärmere Länder beneiden uns
dafür. Hatman sich auch schon
überlegt, warumwir die Po-
cken undKinderlähmung in
denGriff bekamen?Damals
hatte niemand einenAufstand
gemacht, und in der Schule
standenwir brav Schlange, um
den Impfstoff zu erhalten.Wir
wussten auch nicht, was drin
war, Hauptsache, es hat gehol-
fen, Punkt. Auch als SVP-Mit-
glied distanziere ichmich von
den Empfehlungen der Partei-

zentrale und stimmemit
Überzeugung für ein Ja zum
Covid-Gesetz. Gehen auch Sie
an dieUrne und legen ein
bewusstes Ja ein.
Hans-Ulrich Studer,Muttenz

Losverfahrenstellt
Unabhängigkeitder
Richter inFrage
Diverse Artikel zur Abstim-
mung über die Justiz-Initiative

Die Justizinitiative zielt im
Wesentlichen darauf ab, dass
Bundesrichterinnen und
-richter nichtmehr durch die
Vereinigte Bundesversamm-
lung (wieder-)gewählt, son-
dern für eine einmalige Amts-
zeit durch das Los bestimmt
werden sollen.Während das
erstere Anliegen der Initiative
durchaus legitimiert und
mitunter auch international
anerkannt wird, stellt das
beabsichtigte Losverfahren die
Unabhängigkeit unserer
Schweizer Richterinnen und
Richter in einer pauschalen
und unzutreffendenWeise in
Frage. Dass diese einzig dem
Recht – und eben gerade nicht
den politischen Parteien – ver-
pflichtet sind, bezeugt etwa,
dass seit 1874 nur gerade zwei
Bundesrichtern dieWieder-
wahl verweigert wurde, und
zwar in beiden Fällen lediglich
aus Altersgründen.Wenn also
einzelne Parteien die Recht-
sprechung «ihrer» Richterin-
nen undRichter in der Vergan-
genheit kritisierten, handelte
es sich dabei jeweils umöffent-
lichkeitswirksameAktionen
zur Bedienung der Interessen
der eigenenWählerinnen und
Wähler. Das heutige und seit
langemgut funktionierende
Wahlsystemdagegen ist so
ausgestaltet, dass solche
politischenAngriffe keine

Auswirkungen auf dieWieder-
wahl einzelner Richterinnen
undRichter haben. Denn die
politischen Parteien sind sich
diesbezüglich ihrer grossen
staatspolitischen Verantwor-
tung bewusst.Weilmir zudem
nicht klar ist, wie ein Losver-
fahren eine ausgewogene
Vertretung insbesondere der
Geschlechter, der Landesteile
oder der Amtssprachen an den
Bundesgerichten sicherstellen
soll, lehne ich die Justiz-Initia-
tive ab.
Alain Bai, GemeinderatMuttenz

Zwängerei in
Hochformat
Diverse Artikel zur
Abstimmung über
dieWohnschutzinitiative

Unlängst wurdemir vorgewor-
fen, ichwürde zwängen, weil
ich einGesetz abschaffen
wollte, das seit eineinhalb
Jahren in Kraft war und sich als
nicht praxistauglich erwies.
Aber was jetzt bei der (angeb-
lich) «echtenWohnschutzini-
tiative» geschieht, ist Zwänge-
rei inHochformat. Das vom
Regierungsrat undGrossen Rat
in einer stundenlangenDebat-
te eingeführte neueWohn-
schutzgesetz ist noch nicht
einmal in Kraft. DieNeben-
massnahmen dazuwie zum
Beispiel der Fonds de Roule-
ment,Mietzinszuschüsse für
finanzschwacheHaushalte, die
Rahmenausgabenbewilligung
inHöhe von 20Mio. Franken
oder die Stiftung für preisgüns-
tigenWohnraummit 35Millio-
nen Franken sind teilweise
ebenfalls erst amAnlaufen. All
dies wird nun aufs Spiel ge-
setzt. Selbst der rot-grün
dominierte Regierungsrat
lehnt diese Initiative ab. Und es
wird längst nicht so schwarz

undweiss gehandelt, wie uns
die Initiantenweismachen
wollen.Was gegen die «bö-
sen»Grossinvestoren gedacht
ist, die notabene vielfach für
unsere Pensionskassenrenten
sorgen, richtet sich auch gegen
die kleinerenHausbesitzen-
den.Werwissenwill, wie es
rauskommt, wende seinen
Blick nachGenf oder Berlin.
Beatrice Isler,
Grossrätin DieMitte, Basel

Dasdarfnicht
wahrsein
Gesundheitspolitikerin fordert
Triage auf Intensivstationen
Ausgabe vom 17. November

Gerade noch rechtzeitig hat
die Partei von Ruth Humbel
das C aus dem Parteinamen
gestrichen. Die Mitte-Politi-
kerin darf jetzt Dinge sagen,
die eigentlich nicht wahr sein
dürfen und die vor allemmit
christlichemDenken wohl
wenig zu tun haben. Sie plä-
diert dafür, Nichtgeimpften
die medizinische Versorgung
zu verweigern, und fordert
eine Triage auf Intensivstatio-
nen. Triage ist eineMass-
nahme, die in Kriegszeiten
und bei grossen Katastrophen
ergriffen wird, umwenigstens
noch einen Teil der Opfer zu
retten. Wir haben aber keinen
Kriegszustand und wir leben
(noch) in einer zivilisierten
Gesellschaft. Denn denkt
man das weiter, was Humbel
befürwortet, gelangt man zu
ganz seltsamen Fragen. Will
sie wirklich entscheiden
darüber, wer behandelt wird
und wer nicht? Will sie Unge-
impften das Lebensrecht
absprechen oder zugespitzt:
Entscheidet der Impfstatus
darüber, ob wir es mit lebens-
wertem oder mit lebensun-

wertem Leben zu tun haben?
Wie gesagt: Ein Glück, dass
das C gestrichen wurde,
trotzdem irritiert sehr, was
nicht nur eine Ruth Humbel,
sondern auch Politiker aus
anderen Parteien fordern.
Dani Schönmann, Basel

Nordwestschweiz
undOstschweiz
besserverbinden
Landesausstellung Svizra27:
«Die ganze Schweiz soll sich
hier wiedererkennen»
Ausgabe vom 16. November

Damit diese Landesausstel-
lung ein Erfolg wird, woran ich
nicht zweifle, wäre eine besse-
re Anbindung derNordwest-
schweiz an dieOstschweiz von
Vorteil. Die Arbeitsgemein-
schaft ProWiBa setzt sich seit
drei Jahren für die Reaktivie-
rung der direkten Bahnverbin-
dung Basel–Bad Zurzach–Win-
terthur ein. Bis 1994 verkehr-
ten auf dieser Strecke
Schnellzüge. Die Bahninfra-
struktur ist nachwie vor vor-
handen. St. Gallen und Frauen-
feld sind über den Bahnhof
Winterthur einfacher als über
den grossen und ausgelasteten
HBZürich zu erreichen. Der
Regierungsrat des Kantons
Aargau hat eine Studie bei
einembekannten Verkehrspla-
nungsbüro in Zürich in Auftrag
gegeben, damit die Kosten
eruiert werden. Es haben zwei
Sitzungen in Aarau stattgefun-
den und die Studiewird im
April 2022 fertiggestellt. Im
Interesse der Landesausstel-
lung 2027wäre es gut, auch
den Basler Regierungsrat dafür
zu gewinnen, dieOstschweiz
besser an dieNordwestschweiz
anzubinden.
Pierre-François Bocion, Präsident
ProWiBa, Bad Zurzach
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